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cm Abstand trägt 7,1 % zur gesamten SAR bei, das eigene 
Gerät 92,9%. Bei 5 anderen Nutzern betrug die SAR 7,0 
µW/kg (10,4 %) und bei 15 Nutzern 14,3 µW/kg (19,1 %) 
vom eigenen Gerät. Der durchschnittliche Anteil des eigenen 
Geräts betrug 84,9 % und von anderen Geräten 15,1 %. Für 
eine zukünftige an einem Ende des Waggons installierte 
UMTS-Femtozelle waren die Werte sehr viel geringer. Je 
näher die Person an der UMTS-Femtozelle sitzt, umso stär-
ker ist der Beitrag des Senders, während die weiter entfernten 
Nutzer mehr eigene Strahlung abgeben, folglich auch die 
anderen Nutzer in der Umgebung höhere Feldstärken erzeu-
gen und abbekommen. Obwohl alle 15 Personen mit UMTS 
verbunden waren, betrug der Anteil der Telefonate über die 
900-MHz-Makrozelle noch 19 % an der Gesamtstrahlung. 
Die durchschnittliche Gesamtbelastung betrug nah an der 
Strahlungsquelle mit 15 weiteren Nutzern 1,14x10-4 µW/kg 
(69,16 %) durch die Femtozelle und 3,07x10-5 µW/kg (18,69 
%) durch die Makrozelle. Die eigene Strahlung betrug 
1,83x10-5 (11,12 %) und die der anderen Nutzer 1,36x10-6 
µW/kg (0,84 %). Aus der Sicht eines Nicht-Nutzers ist die 
UMTS-Femtozelle selbst dann ein Vorteil, wenn nur eine 
Person telefoniert (1,54x10-3 µW/kg der Femtozelle zu 0,305 
µW/kg für die Makrozelle, das 198-Fache). Zukünftige Un-
tersuchungen sollen zeigen, welchen Einfluss die Ausrich-
tung der Antennen von Mobiltelefonen und die Felder von 
4G- und 5G-Szanarien haben. Eine LTE-Femtozelle im Zug 
wird hohe Datenraten haben, aber geringere Strahlenbelas-
tungen dank der Leistungsregulationsmechanismen.  
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E l e k t r o s e n s i b i l i t ä t   

Weiße Zonen zum Gesund-
heitsschutz  
Der Richter am VG a. D. Bernd Irmfrid Budzinski und 
Professor Dr.-Ing. Wilfried Kühling haben in der Neuen 
Zeitschrift für Verwaltungsrecht einen Beitrag geschrie-
ben, in dem sie dafür plädieren, wie in Frankreich 
(Grenoble) und in der Rhön schon geschaffen, so genann-
te Weiße Zonen einzurichten, damit strahlenempfindliche 
Personen Rückzugsmöglichkeiten haben. Das sei recht-
lich und menschlich geboten.  

Dass die Einrichtung von funkfreien oder -reduzierten Zonen 
immer wieder abgelehnt werden, ist nach Ansicht der Auto-
ren kurzsichtig und rechtlich nicht haltbar, denn die hohe und 
steigende Zahl von Menschen mit Kopfschmerzen, Schlafstö-
rungen und anderen Krankheitszeichen bis hin zu Burn-out, 
die auch Schulkinder betreffen, sei auf Umweltfaktoren zu-
rückzuführen, zu denen auch Mobilfunk gezählt werden müs-
se. Die Symptome seien keine Einbildung, und die Versiche-
rer kommen nicht für Gesundheitsschäden durch Mobilfunk 
auf. Deshalb ist jeder selbst in der Pflicht, für Vorsorge (Mi-
nimierung der Felder) zu sorgen, denn von den Behörden und 
dem Gesetzgeber wird keine Gefahr gesehen, da nicht-
ionisierende Mobilfunkstrahlung zu schwach sei, um biologi-
sche Wirkungen erzeugen zu können; der Forschungsstand 
unabhängiger Wissenschaft wird ignoriert und mit falschen 
Zahlen zur Leistung der Sender operiert. Durch TETRA und 
LTE hat sich die Strahlung weiter erhöht, zukünftige Sender 

wie LTE-800, LTE-1800 und LTE-2600 verstärken die Be-
lastung der Bevölkerung noch. Die Strahlung dringt in den 
Körper ein und erreicht alle Organe, sie bleibt nicht – wie 
behauptet – an der Körperoberfläche (die Strahlung durch-
dringt ja auch Mauern). Die beiden Autoren schlussfolgern: 
Das fehlende Gefahrenbewusstsein für die gesundheitlichen 
Belastungen ist mit ein Grund, dass sich so viele Menschen 
krank fühlen. Das Zentrale Nervensystem ist der Mobil-
funkstrahlung ständig ausgesetzt und bewirkt „epidemieähn-
liche Erscheinungen in der Bevölkerung“, deshalb müsse für 
Abwehr, Schutz und Vorsorge gesorgt werden, z. B. durch 
Schutzräume. Insbesondere ist auch das Innere von Wohnun-
gen zu schützen, man müsse „funkdosierte“ Wohn-Gebiete 
schaffen, wo die Strahlung nicht in Wohnungen eindringt und 
die Wohnungen mit Femtozellen bestückt werden können. 
Die Wohnungen dürften nicht zwangsweise versorgt werden, 
es können auch Versorgungslücken bleiben, denn ein Mobil-
funkbetreiber sei „kein Träger öffentlicher Belange; auch 
stehen ihm keine enteignungsgleichen Rechte zu. Der Mobil-
funk ist nicht Teil des Universaldienstes. Zumindest legt der 
"Versorgungsauftrag" ebenso wenig wie der Grenzwert fest, 
wer wo bestrahlt werden darf, sondern bestimmt lediglich als 
Zielvorgabe, dass überall, wo sonst keine Rechte entgegen-
stehen, möglichst "flächendeckend", dh gleichmäßig, zu ver-
sorgen ist. Die "Empfangslücke" in einer mobilfunkfreien 
Zone zum Schutz der Gesundheit der dort dauerhaft Woh-
nenden und teilweise schwer Erkrankten ist deshalb Besu-
chern jederzeit ebenso wie die Unbequemlichkeit einer auto-
freien Zone zuzumuten.“ Weitere Begründungen und Argu-
mente, warum der Mensch ein Recht auf ein Leben ohne oder 
mit geringer Mobilfunkstrahlung hat, kann man in dem sehr 
aufschlussreichen Text lesen. Die Forderung nach weißen 
Zonen ist nicht irreal, „die staatliche Schutzpflicht gebietet 
im Rahmen unseres vorsorgeorientierten Rechts- und Werte-
systems, wenn wie hier kein "vernachlässigbares Restrisiko" 
vorliegt, zwingend die Einrichtung, mindestens Zulassung 
von mobilfunkfreien oder wohnungsschützend funkdosierten 
Zonen, Räumen und Verkehrsmitteln. Minimierung, Vermei-
dung und Abschirmung von Funkstrahlung sind außerdem ein 
Gebot der Menschlichkeit – und der Vernunft.“ Damit 
schließen die Autoren den Beitrag. Man ist als Bürger dieses 
Landes eigentlich gar nicht so ohnmächtig, wie es oft scheint.  

Quelle:  
Budzinski/Kühling: Mobilfunkfreie "Weiße Zonen" – irreal oder 

rechtlich geboten? Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht, 

20/2015, 1410–1416, 34. Jahrgang, www.nvwz.de  

 

Kurzmeldungen  
Wenn Smartmeter Pflicht werden  

Prof. Dr.-Ing. Wilfried Kühling vom Bund für Umwelt- und 
Naturschutz Deutschland (BUND) nimmt Stellung zum Ge-
setzentwurf zur Digitalisierung der Energiewende, der im 
Bundestag Ende Februar beraten wurde. Der Entwurf sieht 
vor, dass bis 2020 alle Haushalte mit Smartmetern (Ver-
brauchsdaten werden über Funk gesendet) zwangsweise aus-
gestattet werden sollen. Diese Geräte sollen die jetzigen 
Stromzähler ersetzen. Damit soll eine optimale Verteilung 
des Stroms ermöglicht werden. Zwar haben die Smartmeter 
gewisse Vorteile, aber die Nachteile bzw. Risiken würden 
außer Acht gelassen, argumentiert Kühling. Die Funkbelas-
tung nimmt zu, außerdem werden durch die Weiterleitung 
über Stromkabel (Powerline Communication, PLC) in den 
Wohnungen weitere Felder erzeugt und diese weiter steigen-
de Feldbelastung wird für empfindliche Menschen immer 


